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1. Ausfertigung WSV
2. Ausfertigung Gemeinde
Verwaltungsvereinbarung

Nr. 02 / 2011
zwischen 

der
Bundesrepublik Deutschland

vertreten durch das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 

dieses vertreten durch die
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Süd in Würzburg

diese vertreten durch das
Wasserstraßen-Neubauamt Aschaffenburg


- im Folgenden WNA genannt -

und

der
Gemeinde Margetshöchheim
diese vertreten durch 
Herrn 1. Bürgermeister W. Brohm

- im Folgenden Gemeinde genannt -

wird folgende Vereinbarung über die Planung zum Bau eines neuen Fußgängersteges über den Main in Margetshöchheim bei Ma-km 244,4 getroffen.
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§ 1 Gegenstand der Vereinbarung
(1) Der Ludwig-Volk-Steg verbindet die Gemeinden Margetshöchheim und Veitshöchheim bei Ma-km 243,790. Der Steg wurde 1967 fertig gestellt. Er besteht aus einem dreifeldrigen Stahl-Kastenträger und ist 147,5 m lang. Zwei Pfeiler des Steges befinden sich im Bereich des Fahrwassers der Bundeswasserstraße Main. Die Brückenpfeiler und der Brückenüberbau in den Seitenfeldern sind anprallgefährdet und können die anzusetzenden Stoßlasten aus Schiffsanprall nicht aufnehmen. Der Gemeinde Margetshöchheim obliegt es gemäß dem wasserrechtlichen Bescheid des Landratsamtes Würzburg vom 30.09.1966, den Steg gegen Schiffstoß zu sichern. Sie ist zugleich Trägerin der Baulast des Steges, gemäß der Verwaltungsvereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland, hier dem Wasser- und Schifffahrtsamt Würzburg, und der Gemeinde Margetshöchheim vom 4. und 13. März 1969.
(2) Kreuzungsbeteiligte sind die Bundesrepublik Deutschland als Eigentümerin der Bundeswasserstraße Main und die Gemeinde Margetshöchheim als Baulastträgerin des Ludwig-Volk-Steges.
(3) Die Gemeinde und das WNA planen, den vorhandenen Fußgängersteg durch eine schiffsstoßsichere Fußgängerbrücke zu ersetzen. 
(4) Gegenstand dieser Vereinbarung sind 

a. die Planung zum Abbruch des Ludwig-Volk-Steges und die Planung zum Neubau der Fußgängerbrücke (Bauweise: Hängebrücke mit 2 Pylonen) sowie die Aufteilung der jeweiligen Planungskosten und
b. die Erstellung von Fiktiventwürfen (zur Ermittlung der Kostenteilung) sowie die Aufteilung der Kosten für die Erstellung der Fiktiventwürfe.
§ 2 Art und Umfang der Maßnahme

(1) Die in § 1 (4) a. genannten Planungsmaßnahmen beinhalten entsprechend der HOAI Teil 3, Abschnitt 3 (Objektplanung Ingenieurbauwerke) und Teil 4, Abschnitt 1 (Fachplanung Tragwerksplanung) Leistungen der
a. Leistungsphase 3 Entwurfsplanung
b. Leistungsphase 4 Genehmigungsplanung

c. Leistungsphase 6 Vorbereitung der Vergabe

(2) Als besondere Leistungen der in § 1 (4) a. genannten Planungsmaßnahmen sind Beratungsleistungen entsprechend § 3 Absatz 1 HOAI, Anlage 1, aufzunehmen:
Pkt. 1.4: Leistungen für Bodenmechanik, Erd- und Grundbau, hier Ausschreibung und Überwachung von Aufschlussarbeiten, Laborarbeiten sowie Baugrundbeurteilung und Gründungsberatung
(3) Die in § 1 (4) b. genannten Planungsmaßnahmen umfassen die Erstellung der Fiktiventwürfe (einschl. Kostenschätzung und kurzem Erläuterungsbericht) zur Ermittlung des Kostenteilungsschlüssels für den Abbruch des Ludwig-Volk-Steges und den Neubau der Fußgängerbrücke zwischen der Gemeinde und dem WNA. Der Kostenteilungsschlüssel wird mit den Fiktiventwürfen für beide Beteiligten so ermittelt, wie die Kosten bei getrennter Durchführung der Maßnahmen zueinander stehen würden. Die Rahmenbedingungen und der Inhalt der Fiktiventwürfe werden zwischen den Beteiligten verbindlich abgestimmt.

(4) Die abschließende Neubauvariante der Fußgängerbrücke wird einvernehmlich zwischen der Gemeinde und dem WNA festgelegt.
(5) Folgende Anlagen sind Grundlage dieser Vereinbarung:

a. Anlage 1: Vorplanungsergebnis CAD-Zeichnung V3.2 (beschränkt auf den Brückenüberbau sowie eine mögliche Rampenvariante), ermittelt durch die Ingenieurgemeinschaft Grontmij BGS Ingenieurgesellschaft mbH und Ferdinand Heide Architekt BDA

b. Anlage 2: Vorplanungsergebnis CAD-Zeichnung V3.1 (beschränkt auf eine mögliche Rampenvariante), ermittelt durch die Ingenieurgemeinschaft Grontmij BGS Ingenieurgesellschaft mbH und Ferdinand Heide Architekt BDA

§ 3 Durchführung der Planung

(1) Das WNA ist für die gesamte Planung der in § 2 genannten Maßnahmen zuständig und führt sie einvernehmlich mit der Gemeinde selbst durch oder beauftragt ein qualifiziertes und leistungsfähiges Unternehmen.

(2) Das WNA leitet der Gemeinde die Entwurfsplanung zur Zustimmung zu. Sofern gegen diese keine Bedenken bestehen, erteilt die Gemeinde schriftlich die Zustimmung. Die Entwurfsplanung und die schriftliche Zustimmung werden Bestandteil des Vertrages. 

(3) Die Genehmigung für den Abbruch des Ludwig-Volk-Steges und für den Neubau der Fußgängerbrücke wird von der Gemeinde beantragt. 

(4) Bei der Planung werden die einschlägigen DIN-Vorschriften in der jeweils neuesten Fassung sowie weitere einschlägige Vorschriften und Richtlinien nach Stand der Technik beachtet. Insbesondere werden folgende Vorgaben Bestandteil dieser Vereinbarung: 
a. DIN 1055-9, August 2003

b. Ri Gefährdungsraum, Richtlinien für die Ermittlung des Gefährdungsraumes an Bundeswasserstraßen, 2010

§ 4 Kostenregelung für die Planungsarbeiten
(1) Die anfallenden Planungskosten der in § 2 Abs. 1, 2 und 3 genannten Maßnahmen werden zwischen dem WNA und der Gemeinde zunächst zu jeweils 50% geteilt. Die endgültige Abrechnung der Planungskosten erfolgt über die Abrechnung der Verwaltungskosten (10% der Grunderwerbs- und Baukosten) dieser Maßnahme.
(2) Die Ermittlung des Kostenteilungsschlüssels für die kreuzungsbedingten Kosten erfolgt mittels der gemäß § 2 Abs. 3 zu erstellenden Fiktiventwürfe. Zu den kreuzungsbedingten Kosten gehören nach der 1. Eisenbahnkreuzungsverordnung (1. EKrV) die Grunderwerbs- und Baukosten. Ferner gehören zu den kreuzungsbedingten Kosten Verwaltungskosten in Höhe von 10 v.H., die sich aus den aufgewandten Grunderwerbs- und Baukosten ergeben. Hiermit sind insbesondere abgegolten die Aufwendungen für Vorarbeiten, Vorentwürfe, die Bearbeitung des vergabereifen Bauentwurfs, die Prüfung der statischen Berechnungen, die Vergabe der Bauarbeiten, örtliche Bauaufsicht (Bauüberwachung), Bauleitung (Baulenkung), ferner Stellung von Prüf- und Messgeräten, Messfahrzeugen, Hilfsfahrzeugen für die Bauaufsicht und Bauleitung und Fahrzeugen für die Probebelastung sowie sonstige Verwaltungstätigkeiten einschließlich des Rechnungs- und Kassendiensts. Zu den Verwaltungskosten gehören nicht die Kosten der Ausführungsplanung inkl. der dazugehörigen statischen Nachweise, diese werden als technische Bearbeitung Bestandteil der Baukosten.
(3) Die Kosten für die Erstellung der Fiktiventwürfe sind mit den Verwaltungskosten abgegolten. 

(4) Die Kosten für das Baugrundgutachten mit den örtlichen Bodenaufschlüssen werden auf die kreuzungsbedingten Kosten angerechnet.

(5) Wird die Planung aus Gründen, die einer der Beteiligten alleine zu vertreten hat, abgebrochen oder nicht in der geplanten Art und Weise ausgeführt, so trägt er die bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen Kosten für Maßnahmen nach § 2 einschl. Umsatzsteuer. Ausgenommen davon sind Teile, die für eine neue Planung verwendet werden.

(6) Veranlasst einer der Beteiligten eine von den abgestimmten Planungen wesentlich abweichende Planung aus Gründen, die er zu vertreten hat, so hat er die Kosten für die dazu notwendigen Planungsänderungen zu tragen. Diese Kosten werden nicht auf die Verwaltungskosten angerechnet.

§ 5  Abschlagszahlungen und Abrechnung
(1) Eingehende Abschlags- und Schlussrechnungen der von dem WNA beauftragten Unternehmer werden vom WNA bearbeitet und zur Zahlung angewiesen. Das WNA übersendet der Gemeinde als Zahlungsnachweis eine geprüfte Mehrfertigung der jeweiligen Rechnung und stellt der Gemeinde gleichzeitig ihren Kostenanteil am Rechnungsbetrag in Rechnung. 
(2) Die Gemeinde stellt sicher, dass der entsprechende Betrag innerhalb von 15 Werktagen nach Zugang der Rechnung auf ein Konto der WSV überwiesen wird.

(3) Bei Meinungsverschiedenheiten darf die Zahlung der unbestrittenen Beträge nicht bis zur Klärung der Streitfragen zurückgestellt werden.

§ 6 Sonstiges
(1) Alle bisherigen Bescheide und Verträge bleiben unberührt.

(2) Nach Festlegung der nach § 2 Abs. 4 vereinbarten Ausführungsvariante wird rechtzeitig vor Baubeginn eine weitere Verwaltungsvereinbarung zwischen dem WNA und der Gemeinde geschlossen. In dieser werden u. a. der endgültige Kostenteilungsschlüssel, die Finanzierung der Baumaßnahme sowie die Berechnung der Ablösungsbeträge geregelt. 

(3) Vor Baubeginn wird zwischen der Gemeinde und dem Wasser- und Schifffahrtsamt Schweinfurt eine Verwaltungsvereinbarung abgeschlossen, in der die spätere Unterhaltung der neuen Fußgängerbrücke geregelt wird.

§ 7 Vertragsergänzungen, Schriftform
(1) Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. 
(2) Die Unwirksamkeit einzelner Regelungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen der Vereinbarung als Ganzes nicht. Die Beteiligten verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck dieser Vereinbarung rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. Das gleiche gilt für ungewollte Regelungslücken.

(3) Diese Vereinbarung wird 2-fach ausgefertigt. Jede Partei erhält eine Ausfertigung der Vereinbarung.

Gemeinde Margetshöchheim
Wasserstraßen-Neubauamt Aschaffenburg

Margetshöchheim, …………………………
Aschaffenburg, …………………………

(Datum)



(Datum)
…………………………………………
…………………………………………

(Unterschrift und Dienstsiegel)
(Unterschrift und Dienstsiegel)

Waldemar Brohm
Mareike Bodsch

1. Bürgermeister
Baudirektorin


Amtsleiterin




